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Landesschulden und Landesvermögen 

Im Haushaltsjahr 2014 hat das Land 1,2 Mrd. Euro neue Kredite aufge-
nommen, die zum Ausgleich des Haushalts nicht erforderlich waren. 
Nach dem Finanzplan 2014 bis 2020, sind bis 2019 weitere Kredite von 
insgesamt 1,5 Mrd. Euro vorgesehen. Die Schulden des Landes würden 
dadurch auf fast 48 Mrd. Euro ansteigen. 

1 Verschuldungslage 

1.1 Schuldenentwicklung 2013/2014 

Die Schulden des Landes einschließlich der auf Dritte verlagerten Verpflich-
tungen betrugen zum 31.12.2014 47,9 Mrd. Euro. 

 

Tabelle 1: Schuldenentwicklung (in Mio. Euro)1 

Schuldenart 31.12.2013 31.12.2014 Veränderung 
+/- 

Kreditmarktmittel im engeren Sinne 43.603,2 44.852,4 +1.249,2 

Schulden bei der Sozialversicherung 630,0 709,0 +79,0 

Sondervermögen des Bundes2 865,0 765,0 -100,0 

Kreditmarktschulden insgesamt 45.098,2 46.326,4 +1.228,2 

Verpflichtungen beim Bund  
(für den Wohnungsbau) und  
bei anderen Ländern 

1.012,7 973,0 -39,7 

Fundierte Schulden insgesamt 46.110,9 47.299,4 +1.188,5 

Verlagerte Verpflichtungen3 672,5 584,0 -88,5 

Schulden insgesamt 46.783,4 47.883,4 +1.100,0 

 

Die Kreditmarktschulden, die Verpflichtungen beim Bund und bei anderen 
Ländern und die verlagerten Verpflichtungen stiegen gegenüber dem Vor-
jahreswert um insgesamt 1,1 Mrd. Euro. Die Kreditmarktschulden erhöhten 
sich trotz anhaltend guter konjunktureller Lage sowie hoher Steuereinnah-
men und Überschüssen aus Vorjahren um 1,2 Mrd. Euro auf 46,3 Mrd. Euro. 

Bei den verlagerten Verpflichtungen handelt es sich um Kapitalsummen, für 
die das Land der Landesbank Baden-Württemberg und der Finanzierungs-
gesellschaft für öffentliche Vorhaben des Landes Baden-Württemberg 
GmbH (Baufinanz) den Schuldendienst bzw. den Finanzierungsaufwand für 
folgende Maßnahmen zu erstatten hat: 

1 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
2 Schuldscheindarlehen gegenüber dem Sondervermögen des Bundes (Bad Bank). 
3 Der Schuldenstand der verlagerten Verpflichtungen zum 31.12.2014 ist vorläufig. 
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• Die LBBW übernimmt die 5-jährige Vorfinanzierung des Landesanteils der 
Darlehensförderung für Studierende nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz. 

• Die Baufinanz finanziert verschiedene laufende Programme des staatli-
chen Hochbaus und abgeschlossene Programme des Landesstraßen-
baus. 

Die verlagerten Verpflichtungen sind im Vorheft des Staatshaushaltsplans 
und in der Landeshaushaltsrechnung jeweils ausgewiesen. Der Stand der 
Kapitalsummen ergibt sich aus Tabelle 2. 

 

Tabelle 2: Stand der Kapitalsummen bei den verlagerten Verpflichtungen 
(in Mio. Euro) 4 5 

Finanzierungsmaßnahme 31.12.2013 31.12.2014 Veränderung 
+/- 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 204,9  217,9 +13,0 

Bauprogramme 467,6 366,1 -101,5 

Davon   
 

  

Behördenbauprogramm 2,9  3,0  +0,1 

Bauprogramm Forschungsförderung u. a. 107,1  110,5 +3,4 

Sonderprogramm Landesstraßenbau 275,3 214,9  -60,4 

Investitionsprogramm Landesstraßenbau 82,3 37,8 -44,5 

Verlagerte Verpflichtungen insgesamt 672,5  584,0  -88,5 

 

Die verlagerten Verpflichtungen sind zum 31.12.2014 gegenüber dem Vor-
jahr insgesamt um 88,5 Mio. Euro gesunken. 

 

1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme 2005 bis 2014 

Die Nettokreditaufnahme des Landes stellt den Saldo aus der Bruttokredit-
aufnahme und der Bruttotilgung von Schulden am Kreditmarkt dar. Abbil-
dung 1 zeigt die Entwicklung der Neuverschuldung von 2005 bis 2014. 

 

4 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
5 Der Schuldenstand der verlagerten Verpflichtungen zum 31.12.2014 ist vorläufig. 
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Abbildung 1:  Nettokreditaufnahme 2005 bis 2014 (in Mio. Euro) 
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2014 hat Baden-Württemberg trotz hoher Überschüsse 1,23 Mrd. Euro neue 
Schulden aufgenommen. Im Haushaltsplan 2015/2016 sind 2015 neue 
Schulden von 0,77 Mrd. Euro vorgesehen. Der Finanzplan 2014 bis 2020 
(Stand Januar 2015) weist in den Folgejahren bis einschließlich 2019 weite-
re Kreditaufnahmen von insgesamt 0,74 Mrd. Euro aus. Der Schuldenstand 
des Landes würde sich dadurch auf fast 48 Mrd. Euro erhöhen. Es bleibt 
letztlich dem Gesetzgeber vorbehalten, die Höhe der Nettokreditaufnahme 
im Rahmen der Haushaltsberatungen festzulegen. 

 

1.3 Kreditfinanzierungsquote 2005 bis 2014 

Die Kreditfinanzierungsquote stellt das Verhältnis der Nettokreditaufnahme 
zu den bereinigten Gesamtausgaben innerhalb eines Haushaltsjahres dar. 
Abbildung 2 zeigt den Verlauf der Kreditfinanzierungsquote der letzten zehn 
Jahre auf. 
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Abbildung 2: Kreditfinanzierungsquote 2005 bis 2014 (in Prozent) 
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Im Zehnjahreszeitraum wurde in vier Jahren die Nullverschuldung erreicht. 
In den übrigen Jahren lag die Kreditfinanzierungsquote zwischen 2,9 und 
5,3 Prozent. 

2014 betrug die Kreditfinanzierungsquote 2,9 Prozent. Obwohl die Nettokre-
ditaufnahme gegenüber 2007 um rund 231 Mio. Euro höher war, lag die 
Kreditfinanzierungsquote - aufgrund des gesteigerten Ausgabenvolumens - 
2014 unter dem Wert von 2007. 

Nach dem Staatshaushaltplan 2015/2016 in der Fassung des Nachtrags 
beträgt die Kreditfinanzierungsquote 2015 im Soll 1,8 Prozent. Für 2016 ist 
wieder eine Nullverschuldung vorgesehen. 

 

1.4 Zulässige Kreditaufnahme 

1.4.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Nach Artikel 109 Grundgesetz sind die Haushalte der Länder ab 2020 
grundsätzlich ohne Kredite auszugleichen. Zum 01.01.2013 ist eine Neure-
gelung von § 18 Landeshaushaltsordnung in Kraft getreten. Sie dient der 
Umsetzung des Regelungsgehalts der grundgesetzlichen Schuldenbremse 
in Landesrecht. Für die Zeit bis einschließlich 2019 normiert § 18 Landes-
haushaltsordnung den schrittweisen Abbau der Neuverschuldung des Lan-
des. 

Ausgangswert ist der im Mittelfristigen Finanzplan 2011 bis 2015 ausgewie-
sene haushaltswirtschaftliche Handlungsbedarf des Jahres 2013 von 
2.530,0 Mio. Euro. Die Verordnung des Ministeriums für Finanzen und Wirt-
schaft (VO) zu § 18 Landeshaushaltsordnung vom 23.09.2013 konkretisiert 
die Berechnungsweise zur zulässigen Kreditaufnahme. Danach verringern 
sich die Basiswerte der jeweils zulässigen Kreditaufnahme in gleichmäßigen 
Jahresschritten auf zuletzt 316,3 Mio. Euro 2019.  
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Die für die einzelnen Jahre angegebenen Werte der zulässigen Nettokredit-
aufnahme werden modifiziert durch die Entwicklung der Netto-
Steuereinnahmen des Landes und den Saldo der finanziellen Transaktionen. 
Im Ergebnis mindern überdurchschnittliche Netto-Steuereinnahmen und ein 
positiver Saldo der finanziellen Transaktionen die Möglichkeit der Neuver-
schuldung. Unterdurchschnittliche Netto-Steuereinnahmen und ein negativer 
Saldo der finanziellen Transaktionen erhöhen diese. Ab 2020 gilt dann das 
Neuverschuldungsverbot des Grundgesetzes. Das Grundgesetz ermöglicht 
hierbei eine symmetrische Konjunkturkomponente. Baden-Württemberg hat 
noch keine entsprechende Regelung getroffen. 

Bis einschließlich 2019 erfolgt die Berechnung zur zulässigen Kreditaufnah-
me für das jeweilige Haushaltsjahr sowohl bei der Haushaltsplanaufstellung 
(Ex-ante-Betrachtung) als auch nach Abschluss des Haushaltsjahres (Ex-
post-Betrachtung). Die Differenz aus der zulässigen Kreditaufnahme nach 
der Ex-post-Betrachtung und der tatsächlich getätigten Nettokreditaufnahme 
wird auf ein jährlich abzuschließendes Kontrollkonto gebucht. Bei einem 
negativen Stand des Kontrollkontos ist auf dessen Ausgleich hinzuwirken. 

 

1.4.2 Zulässige Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2014 

Die erste Ex-ante-Betrachtung zur zulässigen Kreditaufnahme nach der VO 
zu § 18 Landeshaushaltsordnung nahm die Landesregierung bei der Aufstel-
lung des 2. Nachtrags zum Staatshaushaltsplan 2014 vor. Nach der Geset-
zesbegründung ging die Landesregierung noch davon aus, dass mit den 
veranschlagten Nettokrediten von 1.228,2 Mio. Euro die zulässige Kreditauf-
nahme um 551,4 Mio. Euro unterschritten würde. 

Die gegenüber der Planung deutlich höheren Ist-Steuereinnahmen 2014 
senkten in der Ex-post-Betrachtung die zulässige Kreditaufnahme um 
747,7 Mio. Euro auf 1.031,9 Mio. Euro ab. Im Haushaltsvollzug wurde die 
Nettokreditaufnahme im vollen Umfang der Haushaltsermächtigung von 
1.228,2 Mio. Euro in Anspruch genommen. Dadurch kam es 2014 in einer 
allerdings noch vorläufigen Ex-post-Betrachtung zu einer Überschreitung der 
zulässigen Kreditaufnahme nach der VO zu § 18 Landeshaushaltsordnung.  
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Tabelle 3: Veränderung der zulässigen Kreditaufnahme 2014 

Berechnung zur zulässigen Kreditaufnahme nach 
der Verordnung des Ministeriums für Finanzen 
und Wirtschaft zu § 18 Landeshaushaltsordnung  
in Mio. Euro 

2014 

Soll 
(ex-ante) 

Ist6 
(ex-post) Differenz 

Basiswert nach der Verordnung des Ministeriums 
für Finanzen und Wirtschaft zu § 18 Landeshaus-
haltsordnung 

1.897,5 1.897,5 0,0 

Steuerschwankungskomponente -188,0 -916,0 728,0 

Finanztransaktionskomponente 70,1 50,4 19,7 

Zulässige Kreditaufnahme 1.779,6 1.031,9 747,7 

Nettokreditaufnahme 1.228,2 1.228,2 0,0 

Buchung Kontrollkonto 551,4 -196,3 747,7 

 

Der vorläufige Wert des auf das Kontrollkonto zu buchenden Betrages be-
läuft sich auf -196,3 Mio. Euro. Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 
weist darauf hin, dass der endgültige Stand des Kontrollkontos 2014 noch 
von der Höhe des nach 2015 zu übertragenden Einnahmerests bei der Kre-
ditaufnahme abhängt. 

 

1.4.3 Entwicklung der zulässigen Kreditaufnahme 2013 bis 2016 

2013 wurde die zulässige Kreditaufnahme um 494,4 Mio. Euro unterschritten 
und ein entsprechender positiver Saldo auf das Kontrollkonto gebucht. 2014 
wurde die zulässige Kreditaufnahme im Haushaltsvollzug nach vorläufigen 
Werten um 196,3 Mio. Euro überschritten (Ex-post-Betrachtung). 

Zum Jahresende 2013 wies der Saldo des Kontrollkontos einen Wert von 
494,4 Mio. Euro auf. Ende 2014 verringert sich der Wert nach vorläufigen 
Beträgen um 196,3 Mio. Euro auf 298,1 Mio. Euro. In der Begründung des 
Regierungsentwurfs zum Staatshaushaltsgesetz 2015/2016 findet sich keine 
Berechnung zur zulässigen Kreditaufnahme für 2015 und 2016. Die Plan-
werte des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft liegen dem Rechnungs-
hof jedoch vor. Daraus ergibt sich die in Tabelle 4 dargestellte Entwicklung 
der zulässigen Kreditaufnahme. 

 

6 Vorläufiger Wert ohne saldierte Einnahmereste. 
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Tabelle 4: Entwicklung der zulässigen Kreditaufnahme 2013 bis 2016 

Berechnung zur zulässigen Kreditaufnahme 
nach der Verordnung des Ministeriums für  
Finanzen und Wirtschaft zu § 18 Landeshaus-
haltsordnung  
in Mio. Euro 

2013 20147 2015 2016 

Ist 
(ex-post) 

Soll 
(ex-ante) 

Basiswert nach der Verordnung des 
Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft zu  
§ 18 Landeshaushaltsordnung 

2.213,8 1.897,5 1.581,3 1.265,0 

Steuerschwankungskomponente 73,1 -916,0 -306,0 -524,0 

Finanztransaktionskomponente -12,3 50,4 119,2 132,5 

Zulässige Kreditaufnahme 2.274,6 1.031,9 1.394,5 873,5 

Nettokreditaufnahme 1.780,2 1.228,2 768,0 0,0 

Buchung Kontrollkonto 494,4 -196,3   

Saldo Kontrollkonto am Jahresende 494,4 298,1   

 

Nach den Planungsdaten des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft zum 
Staatshaushaltsplan 2015/2016 wird die zulässige Kreditaufnahme nach der 
VO zu § 18 Landeshaushaltsordnung nicht überschritten. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich das Kontrollkonto im Haushaltsvollzug 2015 
und 2016 entwickelt.  

 

1.5 Kreditmarktschulden und Zinsen 

Die Kreditmarktschulden des Landes sind in den vergangenen zehn Jahren 
um 17,2 Prozent auf 46,3 Mrd. Euro gestiegen. Abbildung 3 zeigt die Ent-
wicklung der Kreditmarktschulden8 auf. 

 

7 Vorläufiger Wert ohne saldierte Einnahmereste. 
8 Seit 2011 einschließlich der Verpflichtungen gegenüber dem Sondervermögen des Bundes 

(Bad Bank). 
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Abbildung 3:  Entwicklung der Kreditmarktschulden 2005 bis 2014  
(in Mrd. Euro) 
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Abbildung 4 zeigt die Entwicklung des Zinsaufwandes in den vergangenen 
zehn Jahren. Seit 2009 werden die Zinserträge mit dem Zinsaufwand 
saldiert. 

 

Abbildung 4:  Entwicklung des Zinsaufwandes 2005 bis 20149 
(in Mrd. Euro) 
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9 2006 und 2011 inklusive Zinsaufwand für Zerobonds, 2006: 265 Mio. Euro, 2011: 112 Mio. 
Euro. Quelle: Landtagsdrucksache 13/2933. 
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Die Kreditmarktschulden sind in den vergangenen zehn Jahren um 6,8 Mrd. 
Euro gestiegen. Dennoch lag die Zinsbelastung 2014 wegen des 
gesunkenen Zinsniveaus um 377 Mio. Euro niedriger als 2005. 

Die Einhaltung der Haushaltsdisziplin von Bund und Ländern wird durch den 
Stabilitätsrat überwacht. Die jährlichen Stabilitätsberichte des Bundes und 
der Länder dienen dem Stabilitätsrat dazu, frühzeitig Hinweise auf eine dro-
hende Haushaltsnotlage zu erhalten. Entsprechende Hinweise ziehen eine 
umfassende Prüfung des betroffenen Haushalts nach sich. Führt diese zum 
Ergebnis, dass eine Haushaltsnotlage droht, wird mit der betroffenen Ge-
bietskörperschaft ein Sanierungsprogramm vereinbart. 

Als Messgrößen für Hinweise auf eine drohende Haushaltsnotlage werden 
die Kennzahlen Struktureller Finanzierungssaldo je Einwohner, Kreditfinan-
zierungsquote, Schuldenstand je Einwohner und Zins-Steuer-Quote heran-
gezogen. Bleibt ein Land in bestimmtem Umfang unterhalb bestimmter 
Schwellenwerte, ist nicht von einer drohenden Haushaltsnotlage auszuge-
hen. 

Die Zins-Steuer-Quote drückt das Verhältnis der Zinsausgaben für Kredit-
marktschulden zu den Steuereinnahmen aus. Die Quote zeigt, in welchem 
Umfang die Steuereinnahmen nicht mehr zur Finanzierung von anderen 
Ausgaben des Landes zur Verfügung stehen. 

Der Schwellenwert des Stabilitätsrats für die Zins-Steuer-Quote lag 2012 bei 
11,4 Prozent, 2013 bei 10,4 Prozent und 2014 bei 10,6 Prozent. Die Zins-
Steuer-Quote von Baden-Württemberg lag 2012 mit 5,9 Prozent und 2013 
mit 6,0 Prozent deutlich unter den Schwellenwerten. Für 2014 betrug der 
Wert nach dem Stabilitätsbericht 2014 des Landes Baden-Württemberg 
5,9 Prozent und war damit wiederum deutlich vom Schwellenwert entfernt. 
Auch die übrigen Kennzahlen liegen in Baden-Württemberg weit unterhalb 
der Schwellenwerte des Stabilitätsrats. 

 

1.6 Pro-Kopf-Verschuldung 

Die Verschuldung des Landes am Kreditmarkt belief sich zum 31.12.2014 
auf 46,3 Mrd. Euro. Das Bundesministerium der Finanzen weist quartalswei-
se die Schuldenstände des Bundes und der Länder aus. Weiter errechnet es 
die Schulden je Einwohner. Seit 2011 hat es hierbei die Schulden gegen-
über den Sondervermögen des Bundes nicht berücksichtigt. Dadurch ergibt 
sich für Baden-Württemberg eine Pro-Kopf-Verschuldung von 4.286 Euro im 
Jahr 2014. In Abbildung 5 wird die Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenlän-
der zum 31.12.2014 dargestellt. 
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Abbildung 5: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer10 (in Euro) 
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Baden-Württemberg lag am 31.12.2014 auf dem drittbesten Platz aller Flä-
chenländer. 

Allerdings handelt es sich bei dieser Aufstellung um einen reinen Stichtags-
wert auf Basis der zum 31.12. tatsächlich valutierten Schulden. In Baden-
Württemberg sind die für das Haushaltsjahr 2014 benötigten Schulden be-
reits im genannten Wert berücksichtigt. In anderen Ländern werden die auf 
das Haushaltsjahr 2014 bezogenen Nettokredite teilweise erst im Haushalts-
jahr 2015 aufgenommen, sodass sich für diese Länder die Pro-Kopf-
Verschuldung noch erhöhen kann. 

 

1.7 Nettokreditaufnahme je Einwohner 2013 

Die Nettokreditaufnahme kann erst auf Basis der endgültigen Rechnungsab-
schlüsse beurteilt werden. Die endgültigen Rechnungsabschlüsse der Län-
der 2014 liegen noch nicht vor. 2013 lag die Nettokreditaufnahme Baden-
Württembergs bei 1,78 Mrd. Euro. Dies entspricht einer Neuverschuldung 
von 167,15 Euro je Einwohner. In den Haushaltsjahren 2011 und 2012 kam 
das Land ohne Nettoneuverschuldung aus. 

Während sieben der 13 Flächenländer nach dem Rechnungsabschluss 2013 
Schulden getilgt haben, hat Baden-Württemberg neue Schulden aufgenom-
men. Tabelle 5 weist die Nettokreditaufnahme der Flächenländer aus. 

 

10 Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Die Entwicklung des Schuldenstands des Bundes 
und der Länder (vorläufiges Ergebnis). 
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Tabelle 5: Nettokreditaufnahme der Flächenländer 2013 

Land 

Nettokreditaufnahme 
nach Rechnungsab-

schluss 2013  
in Mio. Euro11 

Bevölkerung 
31.12.201312 

Nettokreditaufnahme 
2013 je Einwohner 

in Euro 

Baden-Württemberg 1.777,0 10.631.278 167,15 

Bayern -1.660,913 12.604.244 -131,77 

Brandenburg -291,6 2.449.193 -119,06 

Hessen 1.030,0 6.045.425 170,38 

Mecklenburg-
Vorpommern -200,0 1.596.505 -125,27 

Niedersachsen 572,4 7.790.559 73,47 

Nordrhein-Westfalen 3.313,6 17.571.856 188,57 

Rheinland-Pfalz 546,6 3.994.366 136,84 

Saarland 489,9 990.718 494,49 

Sachsen -354,0 4.046.385 -87,49 

Sachsen-Anhalt -50,0 2.244.577 -22,28 

Schleswig-Holstein -295,0 2.815.955 -104,76 

Thüringen -298,4 2.160.840 -138,09 

 

Nur drei der 13 Flächenländer nahmen nach dem Rechnungsabschluss 
2013 pro Kopf mehr Schulden auf als Baden-Württemberg. 

 

2 Rücklagen, Sondervermögen und Überschüsse 

Dem Schuldenstand des Landes steht auch Geldvermögen gegenüber. Die 
Rücklagen, Sondervermögen und Überschüsse haben sich 2014 im Ver-
gleich zum Vorjahr wie in Tabelle 6 dargestellt entwickelt. 

 

11 Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Entwicklung der Länderhaushalte im Jahr 2013 
(endgültiges Ergebnis). 

12 Quelle: destatis.de. 
13 Die angegebene Nettokreditaufnahme ist ein valutarischer Wert. Beim Jahresabschluss 

kann eine haushaltsmäßige Schuldentilgung von insgesamt 1.000 Mio. Euro dargestellt 
werden. 
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Tabelle 6: Bestand der Rücklagen, Sondervermögen und Überschüsse  
(in Mio. Euro)14 

 
31.12.2013 31.12.2014 Veränderung 

+/- 

I. Rücklagen für Sanierungs- und Erhal-
tungsmaßnahmen 

140,8 0,0 -140,8 

II. Sondervermögen, davon 4.654,3 5.280,8 +626,6 

 
Baden-Württemberg 21 1.031,2 958,6 -72,6 

 
Forstgrundstock 8,7 9,7 +1,0 

 
Allgemeiner Grundstock mit Unterteilen 182,7 186,8 +4,1 

 
Informations- und Kommunikationspool  33,1 31,5 -1,6 

 
Studienfonds 5,2 5,0 -0,2 

 
Versorgungsrücklage des Landes 2.209,4 2.591,1 +381,7 

 
Versorgungsfonds des Landes 1.183,9 1.498,1 +314,2 

III. Bestand aus kassenmäßigen  
Überschüssen 

3.218,3 5.162,5 +1.944,2 

 

Ende 2013 betrugen die Rücklagen für Sanierungs- und Erhaltungsmaß-
nahmen des Landes 140,8 Mio. Euro. Im Haushaltsjahr 2014 wurde dieser 
Betrag entnommen. Damit standen zum Jahresende 2014 keine Rücklagen 
mehr zur Verfügung. 

Der Bestand der Sondervermögen nahm 2014 um 626,6 Mio. Euro zu. Der 
Reduzierung des Sondervermögens Baden-Württemberg 21 um 72,6 Mio. 
Euro stand die Erhöhung15 der Versorgungsrücklage und des Versorgungs-
fonds um 695,9 Mio. Euro gegenüber. Der Allgemeine Grundstock ist um 
4,1 Mio. Euro angewachsen. Daneben gab es kleinere Veränderungen beim 
Forstgrundstock, dem Studienfonds und dem Informations- und Kommunika-
tionspool. 

Das Haushaltsjahr 2014 schloss mit einem kassenmäßigen Überschuss von 
2.203,5 Mio. Euro ab. Insgesamt betrugen die kassenmäßigen Überschüsse 
aus 2014 und den Vorjahren 5.162,5 Mio. Euro. 

Wie viel Deckungsmittel aus den Überschüssen der Vorjahre in künftigen 
Haushaltsjahren zur Verfügung stehen, hängt allerdings allein vom rech-
nungsmäßigen Ergebnis der Haushaltsrechnung ab. Aus den rechnungs-
mäßigen Überschüssen bis einschließlich 31.12.2013 abzüglich der im 
2. Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2014 veranschlagten (228,5 Mio. Eu-
ro) bzw. zusätzlich gebuchten (30,8 Mio. Euro „Mehrausgaben Flüchtlinge") 
anteiligen Überschüsse stand noch ein Überschuss von 2.299,3 Mio. Euro 
zur Verfügung. 

Im Staatshaushaltsplan 2015/2016 (Urhaushalt) sind 3.285,1 Mio. Euro aus 
rechnungsmäßigen Überschüssen als Einnahme veranschlagt. Dieser Be-
trag soll wie folgt gedeckt werden: 

14 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
15 Zuführung von 434,7 Mio. Euro, Rest Gewinne. 
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• 2.299,3 Mio. Euro aus den rechnungsmäßigen Überschüssen 2012 und 
2013; 

• 1.055,0 Mio. Euro aus dem erwarteten rechnungsmäßigen Überschuss 
des Jahres 2014. 

Die genaue Höhe des rechnungsmäßigen Gesamtergebnisses 2014 wird 
erst nach der Entscheidung über die Inabgangstellung der Haushaltsreste 
aus 2014 feststehen. Inzwischen wurden mit dem Nachtrag zum Haushalt 
2015/2016 weitere rund 400 Mio. Euro des voraussichtlichen rechnungsmä-
ßigen Überschusses des Jahres 2014 in den Haushalt eingestellt. Damit 
steht für künftige Haushalte nur der Betrag als Deckungsmittel zur Verfü-
gung, der die bereits veranschlagten rund 1.455 Mio. Euro übersteigt. 
 

3 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleis-
tungen 

Tabelle 7 zeigt den Stand und die Entwicklung der vom Land aufgrund der 
Ermächtigung im jeweiligen Staatshaushaltsgesetz übernommenen Gewähr-
leistungen. 

 

Tabelle 7: Gewährleistungsverpflichtungen des Landes (in Mio. Euro) 16 

Nr. Bezeichnung 31.12.2011 31.12.2012 31.12.2013 31.12.2014 

1 Wirtschaftsförderung         

1.1 Inlandsbürgschaften 34,6 16,5 - - 

1.2 Außenwirtschaft - - - - 

1.3 Rückbürgschaften und 
Rückgarantien 633,4 633,4 704,0 653,9 

2 Zwecke außerhalb der 
Wirtschaftsförderung         

2.1 Gemeinnützige und päda-
gogische Einrichtungen 0,0 0,1 0,1 0,1 

2.2 Öffentliche Unternehmen 23.523,7 23.946,7 23.750,5 16.080,0 

2.3 
Abdeckung von  
Haftpflichtrisiken nach dem 
Atomgesetz 

42,7 42,8 42,8 42,7 

2.4 
Sonstige Bürgschaften, 
Garantien und  
Gewährleistungen 

5,9 5,9 5,9 5,9 

3 Wohnungsbau - 100,0 200,0 300,0 

 
Summe 24.240,3 24.745,4 24.703,2 17.082,6 

 

Das Land hatte in der Vergangenheit seine Bürgschafts- und Garantiever-
pflichtungen u. a. für die LBBW und im Zuge des Rückerwerbs der EnBW-
Anteile erheblich ausgeweitet. Von 2011 bis 2013 lag die Summe der Ge-

16 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
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währleistungsverpflichtungen zwischen 24,2 Mrd. Euro und 24,7 Mrd. Euro. 
Zum 31.12.2014 sanken diese auf 17,1 Mrd. Euro. Der Rückgang ist im We-
sentlichen auf die reduzierten Garantieverpflichtungen gegenüber öffentli-
chen Unternehmen zurückzuführen. Dabei handelt es sich insbesondere um 
den Verkauf des Verbriefungsportfolios und die Bestandsreduzierung der 
Kreditersatzgeschäfte bei der LBBW. Dennoch liegen die Gewährleistungs-
verpflichtungen immer noch um 6,2 Mrd. Euro über dem Volumen von 2008 
(10,9 Mrd. Euro). 

Über diese Bürgschaften hinaus haftet das Land als Gewährträger für die 
Verbindlichkeiten der LBBW, der L-Bank, der Universitätsklinika sowie der 
Zentren für Psychiatrie und weiterer Anstalten des öffentlichen Rechts. Die 
Höhe dieser Eventualverbindlichkeiten kann ihrem Wesen nach betragsmä-
ßig nicht beziffert werden. Das Land haftet grundsätzlich unbeschränkt. Es 
kann jedoch erst in Anspruch genommen werden, wenn die Gläubiger aus 
dem Vermögen dieser Einrichtungen nicht befriedigt werden können. 

 

4 Empfehlungen 

4.1 Nettokreditaufnahme vermeiden oder reduzieren 

Falls sich die Steuereinnahmen 2015 gegenüber den Ansätzen im Staats-
haushaltsplan 2015/2016 wiederum deutlich günstiger entwickeln, sollte die 
veranschlagte Nettokreditaufnahme von 768 Mio. Euro nicht ausgeschöpft 
werden. 

Des Weiteren sollte über die Planungen der Landesregierung hinaus alles 
unternommen werden, um eine Nettokreditaufnahme 2017 und 2018 zu 
vermeiden. 

Jedenfalls aber sollte im Zeitraum bis 2019 vermieden werden, dass die 
Nettokreditaufnahme über der zulässigen Kreditaufnahme gemäß § 1 Ab-
satz 4 VO zu § 18 Landeshaushaltsordnung nach der Ex-post-Betrachtung 
liegt. 

 

4.2 Berechnung der zulässigen Kreditaufnahme in Gesetzesbegrün-
dung darstellen 

Die Berechnung zur zulässigen Kreditaufnahme gemäß § 1 Absatz 4 VO zu 
§ 18 Landeshaushaltsordnung ist eine notwendige Basisinformation für den 
Haushaltsgesetzgeber. Sie ist jeweils in der Gesetzesbegründung zum 
Staatshaushaltsgesetz und den Nachtragshaushaltsgesetzen darzustellen. 

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft hat eine entsprechende Verfah-
rensweise bereits zugesichert. 

44 


	Denkschrift 2015
	Denkschrift 2015
	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2014
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Förderung von großen Infrastrukturvorhaben im öffentlichen Personennahverkehr (Landtagsdrucksache 15/5290)
	2.2 Unterstützungsleistungen für Schulleitungen (Landtagsdrucksache 15/5730)
	2.3 Versorgungsrücklage und Versorgungsfonds (Landtagsdrucksache 15/6699)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2013
	2 Haushaltsrechnung 2013
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung
	2.3 Bereinigte Einnahmen und Ausgaben, Finanzierungssalden

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige- und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	5.1 Haushaltsreste 2012 und 2013
	5.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2005 bis 2014
	1.2 Einnahmen im Einzelnen
	1.3 Steuereinnahmen

	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2005 bis 2014
	2.2 Ausgaben im Einzelnen

	3 Steuerdeckungsquote
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung 2013/2014
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme 2005 bis 2014
	1.3 Kreditfinanzierungsquote 2005 bis 2014
	Die Kreditfinanzierungsquote stellt das Verhältnis der Nettokreditaufnahme zu den bereinigten Gesamtausgaben innerhalb eines Haushaltsjahres dar. Abbildung 2 zeigt den Verlauf der Kreditfinanzierungsquote der letzten zehn Jahre auf.
	1.4 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4.1 Rechtliche Rahmenbedingungen
	1.4.2 Zulässige Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2014
	1.4.3 Entwicklung der zulässigen Kreditaufnahme 2013 bis 2016

	1.5 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.6 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.7 Nettokreditaufnahme je Einwohner 2013

	2 Rücklagen, Sondervermögen und Überschüsse
	3 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	4 Empfehlungen
	4.1 Nettokreditaufnahme vermeiden oder reduzieren
	4.2 Berechnung der zulässigen Kreditaufnahme in Gesetzesbegründung darstellen

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich der Finanzpläne
	2.1.1 Haushaltswirtschaftlicher Handlungsbedarf
	2.1.2 Abbaupfad gemäß Finanzplan

	2.2 Bisherige Konsolidierungsmaßnahmen
	2.3 Aufgabe bisher vorgesehener Konsolidierungsmaßnahmen und neue strukturelle Mehrbelastungen
	2.4 Gesamtbewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Keine strukturellen Mehrausgaben ohne Gegenfinanzierung
	3.2 Orientierungspläne mit aktuellen Werten vor der nächsten Haushaltsaufstellung erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bedeutung des Sponsorings für den Landeshaushalt
	2.2 Sponsorenverträge mit Exklusivitätsklauseln
	2.3 Sponsorengewinnung
	2.4 Sponsoring bei der Stallwächterparty
	2.5 Auswirkung des Sponsorings auf Standards im Hochschulbau
	2.6 Haushaltsrechtlicher und politischer Umgang mit Sponsoring
	2.7 Anpassung der AnO Sponsoring und Sponsoringbericht

	3 Empfehlungen
	3.1 Leitsätze
	3.2 Einzelempfehlungen
	3.2.1 Auf Neutralität achten, Vergabeverfahren nicht beeinflussen
	3.2.2 Werbende Aussagen seitens der Verwaltung unterlassen
	3.2.3 Wettbewerbsneutralität wahren und auf Exklusivitätsklauseln verzichten
	3.2.4 Zusätzliche Betriebs- oder Folgekosten bei gesponserten Maßnahmen ausschließen
	3.2.5 Haushaltsvermerke ausbringen


	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	1.1 Rechtliche Grundlagen
	1.1.1 Landeshaushaltsordnung
	1.1.2 Verwaltungsvorschrift zur Erarbeitung von Regelungen

	1.2 Haushaltspolitische Rahmenbedingungen
	1.3 Normativer Anspruch

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aussagen zu Folgekosten in Gesetzentwürfen der Landesregierung
	2.2 Exemplarische Bewertung einzelner Gesetzentwürfe
	2.2.1 Gesetz zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes
	2.2.2 Bildungszeitgesetz
	2.2.3 Gesetz zur Errichtung des Nationalparks Schwarzwald


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Polizeieinsatzkosten
	2.2 Polizeilicher Grundschutz bei Großveranstaltungen
	2.3 Gewaltprävention und Gewaltbekämpfung
	2.3.1 Anforderung an die Vereine und die Verbände
	2.3.2 Finanzielles Engagement der Verbände

	2.4 Wirtschaftliche Situation des Profifußballs
	2.5 Rechtliche Möglichkeiten für einen Polizeikostenersatz
	2.6 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebührenrechtliche Ermächtigungsgrundlage schaffen
	3.2 Einsatzzeiten und Kosten vollständig dokumentieren
	3.3 Präventionsmaßnahmen konsequent umsetzen
	3.4 Verwendung und Wirkung der von Fußballverbänden zugesagten Mittel für Gewaltprävention nachweisen lassen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergütung der Gerichtsvollzieher
	2.1.1 Bürokostenentschädigung und Vollstreckungsvergütung  (Altes Modell: in Baden-Württemberg bis 2010)
	2.1.2 Gerichtsvollziehervergütung (Vergütungsmodell in Baden-Württemberg seit 2011)
	2.1.3 Überprüfung und Anpassung der Gerichtsvollziehervergütung

	2.2 Personaleinsatz
	2.3 Ausbildung der Gerichtsvollzieher

	3 Empfehlungen
	3.1 Gerichtsvollziehervergütung reduzieren
	3.2 Personalbedarf ermitteln
	3.3 Gegenfinanzierung der Ausbildungsreform sicherstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haftplatzbedarf
	2.1.1 Gefangenenzahlen
	2.1.2 Planungen des Justizministeriums
	2.1.3 Personelle Ausstattung der Justizvollzugsanstalten

	2.2 Einrichtungen des offenen Vollzugs und des Freigangs

	3 Empfehlungen
	3.1 Haftplatzentwicklungsprogramm zeitnah fortschreiben
	3.2 Haftplätze in offenen Vollzugseinrichtungen abbauen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung Grundsatz und Recht
	2.2.2 Stabsstelle Neue Steuerung und Umwandlung von Landeseinrichtungen (NeStUL)

	2.3 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel
	2.4 Personalausstattung
	2.5 Wirtschaftsförderung

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Prozesse zu Anordnungsbefugnissen klar regeln
	3.3 Personalbedarf im Haushalt transparent darstellen
	3.4 Ressourceneinsatz zur Wirtschaftsförderung hinterfragen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft hat die wesentlichen Feststellungen des Rechnungshofs aufgegriffen und in unterschiedlicher Weise bereits umgesetzt.
	Der Rechnungshof bleibt bei seiner Empfehlung, die Abteilung Grundsatz und Europa aufzulösen. Die Argumentation des Ministeriums, wonach zwischen den Aufgaben der Abteilung ein klarer eindeutiger Sachzusammenhang bestünde, überzeugt nicht. In der Abte...
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Das Landeszentrum für Datenverarbeitung und die IT-Neuordnung
	2.1.1 Das Landeszentrum für Datenverarbeitung als IT-Zentrum
	2.1.2 Der Ressourceneinsatz des Landeszentrums für Datenverarbeitung
	2.1.3 Landesinterne IT-Bündelung
	2.1.4 Länderübergreifende Bündelungsmöglichkeiten

	2.2 Die Informationstechnik des Statistischen Landesamts
	2.2.1 Konzentration der IT-Aufgaben in den IT-Referaten
	2.2.2 Bestandsnachweis für alle IT-Geräte
	2.2.3 IT-Eigenbetrieb
	2.2.4 Firewall-Betrieb
	2.2.5 Haushaltsaufstellung und -bewirtschaftung

	2.3 Die verwaltungsinternen Dienstleistungen für das Landeszentrum für Datenverarbeitung

	3 Empfehlungen
	3.1 IT-Betrieb steuerrechtlicher Verfahren bündeln
	3.2 IT ressortintern konsolidieren
	3.3 IT-Budget des Statistischen Landesamts anpassen
	3.4 Kennzahlen des Landeszentrums für Datenverarbeitung für Personalbedarfsberechnungen heranziehen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Exterieurbeurteilung mit Rinderzuchtberatung
	2.1.1 Aufgabe
	2.1.2 Rechtsgrundlagen
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Amtliche Güteprüfungen für Käse und Butter
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Rechtsgrundlagen
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Sanierungs- und Investitionsbedarf
	2.3.1 Defizite
	2.3.2 Masterplan zur Sanierung und Weiterentwicklung der baulichen Infrastruktur
	2.3.3 Bewertung

	2.4 Länderübergreifende Zusammenarbeit
	2.4.1 Grundlagen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Kennzahlenvergleiche nach Artikel 91d des Grundgesetzes
	2.5.1 Hintergrund und Umsetzung
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Exterieurbeurteilung mit Rinderzuchtberatung an anerkannte Zuchtorganisation abgeben
	3.2 Amtliche Butter- und Käseprüfung einstellen oder länderübergreifend kostendeckend organisieren
	3.3 Bauliche Modernisierung beschleunigt umsetzen
	3.4 Länderübergreifende Zusammenarbeit ausbauen
	3.5 Leistungsvergleiche nach Artikel 91d Grundgesetz einführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachgerechter Wirtschaftlichkeitsnachweis fehlt
	2.2 Wasserleitung für gemischtes Wasser ist nicht erforderlich
	2.3 Finanzierungsplan für das Gesamtvorhaben ist unzureichend
	2.4 Kriterien für die Erfolgskontrolle wurden nicht festgelegt

	3 Empfehlungen
	3.1 Dynamische Kostenvergleichsrechnung anwenden
	3.2 Wasserleitung für gemischtes Wasser nicht fördern
	3.3 Finanzierungskonzept und Zeitplan für die Realisierung des gesamten Vorhabens einfordern
	3.4 Kriterien der Erfolgskontrolle im Zuwendungsbescheid präzisieren und Zeitpunkt des Nachweises festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Fallzahlen, Erhebungsstichproben
	2.2 Einkommensteuerfälle ohne gespeicherten Hinweis
	2.2.1 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.2.2 Qualität der E-Daten und der Fallbearbeitung durch die Finanzämter
	2.2.3 Steuerliche Bedeutung der Wahlbeiträge

	2.3 Einkommensteuerfälle mit gespeichertem Hinweis 50508
	2.3.1 Fehlerhafte Bearbeitung durch die Finanzämter
	2.3.2 Fehlende oder unzutreffend zugeordnete E-Daten

	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Automatisierungsgrad erhöhen, Datenübernahme vereinfachen
	3.2 Bearbeitungsqualität verbessern, fehlende E-Daten melden
	3.3 Elektronische Übermittlung von Wahlbeiträgen initiieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ausschreibungs- und Vergabeverfahren
	2.2 Besonders wertvolle Kunstwerke
	2.3 Verschollene Kunstwerke
	2.4 Nicht angemessene Betreuung der Kunstwerke
	2.5 Festlegung des Budgets für Kunst am Bau

	3 Empfehlungen
	3.1 Wertvolle Kunstwerke besser sichern
	3.2 Inventur einführen
	3.3 Mängel bei Kunstwerken beseitigen
	3.4 Budget reduzieren
	3.5 Kunstwerke veräußern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Unterschiedliche Qualität und Kosten
	2.2 Unterschiedlich große Flächen je Betreuungsplatz
	2.3 Zusätzliche Belastung des Landeshaushalts
	2.4 Kinderhaus der Universität Konstanz
	2.5 KinderUniversum des KIT
	2.6 Einfluss von finanzierenden Nutzern auf die Planungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Eigene Baumaßnahmen kritisch hinterfragen
	3.2 Einheitliche Richtwerte für Flächen und Ausstattung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Nachlässe
	2.2 Unterschiedliche Praxis der Nachlassgerichte
	2.3 Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg
	2.3.1 Haftungsbeschränkungen
	2.3.2 Auflösung von Wohnungen
	2.3.3 Auflösung von Bankguthaben
	2.3.4 Verwendung von Immobilien
	2.3.5 Vergabe von Aufträgen
	2.3.6 Sonstige Tätigkeiten

	2.4 Verwaltungsaufwand

	3 Empfehlungen
	3.1 Vergaberecht einhalten
	3.2 Verwaltungsaufwand reduzieren
	3.3 Kompetenzämter schaffen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebäudebestand
	2.2 Nutzungsdauer der baulichen Anlage
	2.3 Anforderungen und Folgen
	2.3.1 Schlechter baulicher Zustand
	2.3.2 Nutzungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen
	2.3.3 Energie und Klimaschutz
	2.3.4 Gesamtkonzept
	2.3.5 Nutzungsanforderung 2013

	2.4 Bewirtschaftungskosten
	2.4.1 Verwaltungskosten
	2.4.2 Instandhaltungskosten/Bauunterhalt
	2.4.3 Betriebskosten

	2.5 Nutzung der Schwimm- und Sporthalle
	2.6 Kostendeckungsgrad

	3 Empfehlungen
	3.1 Betrieb der Schwimm- und Sporthalle einstellen
	3.2 Verwendung des Gebäudes prüfen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Eigenerledigung oder Fremdvergabe
	2.2 Vergabepraxis bei Schienenpersonennahverkehr-Beratungsleistungen
	2.2.1 Direktvergaben von Beratungsleistungen
	2.2.2 Förmliches Vergabeverfahren bei einer Beratungsleistung

	2.3 Projektcontrolling bei Schienenpersonennahverkehr-Beratungsleistungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Kernaufgaben selbst erledigen
	3.2 Vergaberechtliche Leitprinzipien bei der Auftragsvergabe  beachten
	3.3 Projektcontrolling optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Mehrkosten der Organisationsprivatisierung
	2.2 Zu üppige Kapitalausstattung
	2.3 Organisation und Arbeitsabläufe sind noch nicht auf die künftigen Anforderungen ausgerichtet
	2.4 Kernaufgaben - Ausschreibung und Vergabe von Verkehrsverträgen im Schienenpersonennahverkehr sowie Vertragsmanagement - bilden noch nicht den Arbeitsschwerpunkt
	2.5 Tätigkeiten ohne Bezug zu den Kernaufgaben der NVBW
	2.5.1 Geschäftsstelle „Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kommunen in Baden-Württemberg e. V"
	2.5.2 Fahrradverkehr - Fahrradland, Radroutenplaner
	2.5.3 Call Center
	2.5.4 Beteiligung im Bereich Fahrgeldmanagement
	2.5.5 Druck des Kursbuchs nicht kostendeckend

	2.6 Das Ministerium prüft den wirtschaftlichen Einsatz der Mittel noch unzureichend
	2.7 Finanzierung befristeter Projekte unbefriedigend
	2.8 Aufsichtsrat nicht vertragskonform besetzt

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisationsform ändern
	3.2 Tätigkeitsspektrum auf die Kernaufgaben ausrichten
	3.3 Zuschnitt und Definition der Aufgaben überarbeiten
	3.4 Projektbezogenes Buchungssystem einführen
	3.5 Beteiligungsverwaltung aktiver wahrnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Organisationsform ändern
	4.2 Tätigkeitsspektrum auf die Kernaufgaben ausrichten
	4.3 Zuschnitt und Definition der Aufgaben überarbeiten
	4.4 Projektbezogenes Buchungssystem einführen
	4.5 Beteiligungsverwaltung aktiver wahrnehmen

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Arbeit der Zentralen Datenschutzstelle der Universitäten
	2.2 Bearbeitung von Datenschutzangelegenheiten an anderen  Hochschulen

	3 Bewertung und Empfehlung
	3.1 Andere Hochschulen in die Arbeit der Zentralen Datenschutz-stelle in Stuttgart einbeziehen
	3.2 Zentrale Datenschutzstelle für alle Universitäten und Hochschulen am Hochschulservicezentrum Reutlingen einrichten
	3.3 Zentrale Datenschutzstelle (nur) für nichtuniversitäre Hochschulen am Hochschulservicezentrum einrichten
	3.4 Einsparungen an den angeschlossenen Hochschulen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stärken
	2.1.1 Strategische Ausrichtung des Museums
	2.1.2 Orientierung an den Interessen junger Besucher
	2.1.3 Sonderausstellungen und Große Landesausstellungen
	2.1.4 Ordentliche Haushalts- und Wirtschaftsführung

	2.2 Verbesserungspotenziale
	2.2.1 Ausgaben, insbesondere Personalausgaben
	2.2.2 Öffnung des Museums an allen Wochentagen
	2.2.3 Besucherpotenzial nicht ausgeschöpft
	2.2.4 Erhöhung der Eigeneinnahmen


	3 Empfehlungen
	3.1 Ausgaben verringern und Dauerausstellung verbessern
	3.2 Besucherzahl und Sponsoring erhöhen
	3.3 Zielvereinbarung über den Eigenanteil des Museums abschließen

	4 Stellungnahmen der Stiftung und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Stiftung
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die Popakademie als Hochschuleinrichtung
	2.1.1 Erfolgreicher Studienbetrieb
	2.1.2 Innere Struktur

	2.2 Die Popakademie als Kompetenzzentrum
	2.2.1 Strategiedefizite
	2.2.2 Wirtschaftliche Defizite

	2.3 Rechtliche Struktur der Popakademie
	2.4 Unselbstständige Popakademie-Stiftung
	2.5 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Popakademie als selbstständige Einrichtung erhalten
	3.2 Einsparpotenziale beim Kompetenzzentrum realisieren
	3.3 Gesellschafterbeiträge einfordern
	3.4 Stiftung auflösen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Allgemeine Feststellungen
	2.2 Feststellungen zu den Schlossfestspielen Ettlingen
	2.3 Ludwigsburger Schlossfestspiele

	3 Bewertung und Empfehlungen
	3.1 Allgemein
	3.2 Schlossfestspiele Ettlingen
	3.3 Ludwigsburger Schlossfestspiele

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stadt Ettlingen
	4.2 Ludwigsburger Schlossfestspiele gGmbH
	4.3 Stadt Ludwigsburg
	4.4 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Prüfung von Ministerien
	1.2 Aufgaben und Organisation des Ministeriums für Integration

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Personal
	2.2 Organisationsuntersuchung
	2.2.1 Ergebnis der Selbsteinschätzung
	2.2.2 Organisationsmöglichkeiten

	2.3 Gesamtkonzeption fehlt
	2.4 Fördermaßnahmen des Ministeriums für Integration
	2.4.1 Haushaltsansätze und Mittelabfluss
	2.4.2 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Integration über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration (VwV-Integration)
	2.4.3 Andere Förderungen und Projekte
	2.4.4 Fehlende Bestandaufnahme


	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation verbessern
	3.2 Gesamtkonzeption für Zuwanderung und Integration erstellen
	3.3 Integrationsmaßnahmen zielgerichteter fördern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2015 - Beitrag Nr. 3.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2015
	Beitrag Nr. 3
	Landesschulden und Landesvermögen


